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Der bedingte Straferlass. 



Ein Beitrag: zur T>ösnng: der Frage betreffend die reichs- 
gesetzliche Regelung des Strafaufschubs mit Aussicht 



er (Tedanke, gewissen Personen, welche sich einer strafbare 



JLy Handlung schuldig gemacht haben, im Falle guter Führung 
während einer bestimmten Zeit die Sti-afe nachzulassen, fand merst (1863) 
im Staate Jlassachusetts seine Verwirkli(;hung. In Euroju'i verschatfte 
.sich die Neueruiisr /imächst in England, dann in H^lirien Eingang; 
andric Staaten, darunter Frankreich. Luxemburg, Norwegen 
folirtt'ii. iJjp. Form, in wdclip dit^ Idet* auf dem europäischen Festlande 
gekleidet wurde, weicht von dem englisch-amerikanischen Sy.stem wesent- 
lich ab. Xai Ii letzterem findet, wenn der Verbrecher ..auf Probe gestellt" 
werdt n .soll, eine Aburteilung zunächst nicht statt: zu einer solchen 
kouiuit es nur, wenn sich der Thäter iniieilialb drr Probefrist niilit be- 
währt. Nach dem belgisch-franzrisischen System dagegen wird die Strafe 
vom Gericht wie sonst ausgesprochen; doch wird gleichzeitig augeordnet, 
dass dieselbe im Falte der Bewährung des Vavrteflten nicht YOllstreckt 
werde. Dabei unterscheidet sich wieder das norwegische Gesetz von den 
ftbrigen dadurch, dass tetztere fßr den Fall der Bewährung die Ter- 
nrteflong als nicht geschehen (comme non uTenue) erklären, während in 
Norwegen unter dieser Voraussetzung die ausgesprochene Strafe als Ter- 
bflsst erachtet wird. 



auf Wegfall der Strafe. 



Von 



- r 



Philipp 'Allfeld. 
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In iJeutscliland bejrann die Bewegung' für die „bedinjrte Ver- 
urteilung" alsbald uach dem Eiiass dts belgischen Ge>et/.es ^31. ilai 1888). 
Als Führer dieser Bewegung darf wohl v. Lis^i genannt werden, der 
wiederholt (zuerst 1889) mit aller Entschiedenheit für die EinfühniBg 
des Instituts eintrat Sofort worde die FVage in zahlreichen Ad^tssen 
besprochen und zwar lauteten anfönglich die erhobenen Stimmen in der 
Haaptsacbe durchweg zustimmend.*) Die erste Landesversammlung der 
Gnippe „Deutsches Beich" der intemationslen kriminalistischen Ver- 
einigung in Halle & 8. (Sa 27. Hftrz 1890) bescbloss mit sehr grosser 
Mehrheit, dass die „Verurteilung mit bedingtem Strafvollzug" als neues 
Strafmittel sich empfehle.^ Auch die dritte Abteilung des 21. deutschen 
Joristentages fasste in der Sitzung vom 10. September 1891 einen Be- 
schlnss, der die Einführung der bedingten Verurteilung befürwortete.*) 
Mit der Zeit interessierten sich auch parlamentarische Kreise für die 
Sache. In der Sitzung des preussischen Abgeordnetenhauses vom 13.Febrnar 
1895 ersuclite der Abg. Rören den Justizniini.ster, die Initiative zu er- 
greifen, damit die bedinf^te Vernrt^ilnng durch Reichsgesetz einsreführt 
werde. Zwei weitete Ab<^eoninett' iM-k,) unten sich als Anliünirer des 
Instituts. Natürlich ftlilte (\s der voriiesclilafi-enen Nenerun«: auch nicht 
an Gegnern. Als solche sind nanieiitlich v. K i rcheii heiui .'i A ]• pe lius*) 
und Wach') zu nenncii; die beiden letzteren wollten JfdDcli die An- 
wendung bei jiigeudlicUeu reii^uueu zulassen und Ap[t<'lius erklärte sich 
im übrigen nur vom Standpunkte des geltenden ^>tiatiechies aus gegen 
die bedingte Veruiteiluug. Auch der nordwestdeutsche Gefängnisvereiii 
und ganz besonders die Gutachten der Prttsidenten und Ob^ivtaatsanwAlte 
von zwftUr piensdscben Oberiandesgerichten ') sprachen sich ablelmeud 



1) Zeitacbr. f. d. ^^ea. StrBWüs. Bd. IX S. 75ö. Bd. X S. 70. 

2*1 Cf. nmuentlich Lri Tinii n "jr!! . Mitteiluiifircii der .TKV. TM. T S. 'M und öl; 
Asclirutt, Ersatz kurzzeiiigtr Freihcitsstrafeu 18bU S. 32; v. Hipiiel, GerÄ ISiM) 
& 129 n. «. 

3) Bf ilaKiliift zu Bd. X der Ztst hr. 8, 23 ff. 

■11 V< iTi;uidluii>jt,'ii des 31 d. .Tnri-steiitaf;<'s Bd. III >'. 2W{f . lir-nmlcr« S. 317. 
Cf. auch das bcsouders tfingelufude GutucbttiU vou Hennaim seuftcrt ebenda Bd. l 
8. 28? ff. 

5) (Jericlit.s.saal Bd. 43 S. 51. Cioltd. Arch. Bd. 88 S. 12—15. 
<ii Die bediuj*'tf V. rurteiluua;'. 1891. 

7) Kefurm der ir reiheitsstrafe ISUÜ. 

8) Yereiii«li«f t XX 8. 1 ff. 

9) Zeitsebr. X 8. 666 ff. 
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aus, während ein clreizt lintcs Mutachten die Annahme der beiliaglen Ver- 
nrteilnnjr nicht für grmulsätzlich unratsam prklärto. Dass bei dieser 
J>tcUungnahiiie eines hervoiiafffiulen Teils der deutschen Praktiker die 
Regierungen zur gesetzlichen Einführung des Instituts vorerst keine Lust 
hatten, ist wohl nicht; anbegieiflich. Doch verschlofis man sich in den 
massgebenden I&eisen nicht der Empfindung, dass die so lebhaft befür- 
wortete Einrichtung gewisse Vorteile mit sich bringen wflrde und so 
Icam es, dass um die Uitte des letzten Jahrzehnts und teilweise noch in 
den folgenden Jahren in den meisten deutsdien Bundesstaaten (zD«rst in 
Sachsen 25. HSrz 1895) durch Verordnung die sog. bedingte Be> 
gnadignng angeführt wurde, weldie mit der bedingten Verurteilung 
im Grundgedanken ttbereinstimmt) in der Ausf&hrong freilich von der* 
selben vielfach abweidit Die Idee, den Erlass dner urteilsmisrngen 
Strafe im Gnadenwege von dem Wohlverhalten des Verurteilten abhftngig 
zu machen, war keine ganz neue; so z. B. begnadigte, wie Olshausen 
berichtet,'") König Wilhelm I. unter der Bedingung, dass dei Verurteilte 
sich nicht einer nen^ strafbaren Tlandlung schuldig mache. Aber diese 
Idee hat zum erstenmal in den Verordnungen der deutschen Bundes- 
staaten eine feste Gestalt anerenommen. Das Vnrfrohen der Regiernnpfen 
fand vi<'liacli entschieden Billigung.^') Aber auch Widerspnn Ii blieb 
nicht aus. Insbesondere wurde der von den Regierungen betrctiMie 
Weg in (ier sitznnu- des deutschen Keiclistags vom 28. November 1H^>6 
von dem Abg. Küren heftig getadelt, in dieser Sitzung be.schlos.s der 
Reichstag einstimmig die .Annahme der Resolution, es sei der Reichs- 
kanzler zu ersuchen, eine reichsgesetzliche Regelung der bedingten Ver- 
niteilung in Erwägung zu ziehen."') Doch Hessen e.s die Regierungen 
einstweilen dabei bewenden, das bereits im Januar 1896 dem Reichstag 
vorgelegte Material zu erginzen.*^) In der Sitzung des Reichstags vom 



10) Bdlagc^wft IQ Ztschr. f. d. g». StrRW. X 8. 46. 

11) Cf. u. a. ■nirknioytT, Mprkl.nl.. Z.itschr. XIV S. I(i8, 174ff.; Bindittg, 
üruiKlriss Bd. I, .) Autl , S. 2Hö; .\8chrott. prcnss. Jahrb. Bd. M ITefr 1. 

12) JJ. 2. B. Ot ker, Zt^Ur. f. d. ges. StrRW. Bd. 17 S. 572; Bachem, bedingte 
VerurteOmig oder bed. Begnadignag? 1896. 

13) 8ton. Ber. IX. I«gifll.P«r. IV. Sew. 6. Bd. 8. a07a 

Iii Da? die an*liln(!i>r-be Gesetzgebung: über die bediiietf Yrnirtt ilnncf Ix f rr(T>;tiiIi' 
Mateml findet sich in Stcu. Ber. IX. LegialJPer. IV. Scm. 2. AnlBd. üt. dO and V. Seas. 
2. AnlBd. Nr. 89 ; Zanrnmeutellaugeii betr. die in den giüBaeren Bondentanten für 
die bedingte Begnndigong gdteaden Vondiriftea nnd die B^bnine der bisherigen 
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21. Februar 181)9'*) wurden die Verordnuiifren der deutsehen Bundes- 
staaten neuerdings von dem Abg. Kören und ferner von dem Abg. 
Hüll er (Meiningen) einer sehr herben Kritik unterzogen; anderseits 
spendeten beide Redner den Gesetzen des Auslands über die bedine^te 
Verurteilung, und den Erfolgen der Anwendung dieser Gesetze begeistertes 
Lob. Nach beid«i Richtungen mahnte Staatssekretär Dr. Ni eberding 
zur MässiguDg des Urteils, indem er darlegte, dass weder die Erfolge 
des Auslandes so sehr hoch, wie geschehen, geschätzt werden dürften, 
noch auch Gmnd bestehe, von einem Fiasko unserer dentsehm Eänrich- 
tungen zu sprechen. Der Staatssekretär schloss mit der Yersichemng, 
dass nicht nur im Reichstage, sondern auch auf Seite der verbündeten 
Regierungen der beste AVille vorhanden sei, die Sache zu einem guten 
.\bschhissc in der Forin einer gesetzlichen Regelung zu bringen und 
knüpfte daran die Bitte, den verbündeten Regieinngen die nötige Zeit 
zur Sammlung abschliessender Erfahrungen zu gewähren. Zuletzt traten 
noch Wach und ein ungenannter „Strafrechtspraktiker" auf (Wc Srite 
der Regierungen,'") ei*st«>ier mit dpr Wariinnir vor ungestiiiiHin ]>rangen 
auf sclilt^uniir^te. etwa das belgische System imitierende Kiuführung der 
bedingten Vi iiineiluiig. 

Der ^tmeinsame Kern der in vei-schiedenen Staaten des Aus- 
landes ein<reführten bedingten Verurteilunpr einerseits, der bedingten Be- 
giKuligimg aiutei-seits ist, wenn von »Ujui aiuciikanisch-ens'lisrlirn >vsieni 
abgesehen wird, das Unterbleiben der Vollstreckuag einer ricliterlicli 
ausgesprochenen Strafe unter der Bedingung guten Verhaltens innerhalb 
einer bestimmten Frist. Waiirend jedoch bei der bedingten Verurteilung 
der AnüBcbub der Vollstreckung vom aburteilenden Gerichte augeordnet 
wird und der Strafvollzug nach dem Gesetze von selbst wegfällt, sofern 
der Thäter innerhalb der Bewährungsfrist neuerlich nicht wegen Ver- 
brechens od«r Vergehens verurteilt wird, ist nach dem .System unserer 
Verordnungen zur Anordnung des Auföchubs der Strafvollstreckung die 
oberste JustizverwaltnngsbehOrde beinfen und der endgültige Weg&ll der 
Strafvollstreckung tritt nicht von selbst^ sondern auf Grund eines Aller- 
höchsten Gnadenaktes ein, der eine in jeder, nicht bloss in strafrecht- 



Anweiulong diiMer Vombritteu ». Sten. Ber. X. Li"gwl.P»jr. I. Stsss. Aul. 101 aud 

15) Stell. Ber. -\. Lo;risl,l',.r. I. St-sa. 2. M. S. HW ff. 

16) Dentocbe Jnristeiueitaag Jahrg. IV 8. U7 and S. 221 ff., 241 ff., V S. 81. 
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Ikliei Hiiisidit sniTe Führiinfr, und eine hieiaiil stützende Empfehlung 
seitens der Jiisiizverwaltungsbehüide voraussetzt. Es sind ferner der 
Gewiilnung des vStrnfanfschubs mit Aussicht auf Begnadigung in mehr- 
facher Beziehung t ngtie Grenzen gezogen, als der bedingten ^'erurteihlng. 
So soll erstere ü berwiegend jugendlichen und nur ausnahmsweise er- 
mushsenen Persimen 2q Uäl werd^, wogegen für die bedingte VerttrteÜung 
ein solcher UntefscMed nicht besteht Die sog. bedingte Begnadigung be- 
B chrftnkt aich auf Freiheitsstrafen, die bedingte Verurteilung kommt vielfadT 
auch bei Geldstrafen s^ Anwendung. Die Anford^ungen hinsichtlich der 
zulissigen StrafhIShe sind nach den deutschen Verordnungen strengere 
als nach den Gesetzen des Auslandes u. s. t Wir werden noch sehen, 
dass in einzelnen Punkten auch die Verordnungen unter sich Verschieden« 
heiten aufweisen; in der Hauptsache aber sind es öbereiustimmende 
Grundsätze, nach welchen nunmehr i n allen Bundesstaa ten mit Ausnahme 
TOn Sachsen-Weimar, Mecklenburg-Strelitz, Braunschweig. .*->achsen-Älten- 
bing, Keuss itltere und Reuss jüngere Linie besondere Verordnungen 
fiber die" „T)e3mgte Begnadigung*^ erlassen sind. 

Es drängt sich nun vor allem die Frage auf: bestand für derartige 
Anordniiniren ein Bedürfnis, war es also im Prinzip richtig, eine Ein- 
richtuncc /.'i tretton. nach welclmr der Aufschub der Strafvnllstrpekunj^ 
ausser den Italien der 487. .Si PÜ. bewilligt und dem \ erurteilten 
die ^fr>{rlich1ieit gcgelien wird, den giinzlichnn Erlass der Strafp durch | 
Wohlverlmlten sich zu verdienen? Kommen wir zur liejatiiintr dieser [ 
Frage, ^^ü wirft sich die weitere l-rag'e ant: soll das unter dem Namen 
„bedingte Begnadigung** eingeführte lüsiitut von Dauer sein oder soll es 
nur den Übergang zur „bedingten Verurteilung*' nach Art des belgisch- 
franzdsischen oder eiu^ Hliulichen Systems bilden? Auf die Erdrterang 
dieser beiden Grundfragen soll hier zunächst eingegangen werden. 

Den Ausgangspunkt für die. Bewegung zu gunsten der bedingten 
Vemrteilung bildet bei uns in Deutschland die Erfahmng, dass der Voll- 
zug der fVeihettsstralen von kurzer Dauer, welche gegen erstmals Ver- 
urteilte in der Regel verhängt werden, meist in oner Weise bethätigt 
wird, dass, weit entfernt von einer heilsamen Wirkung des Strafvollzuges 
durch Besserung oder Abschreckung, fttr die Person des Verurteilten, 
zumal wenn diese noch jugendlich«! Alters ist, die schweraten Nach- 
teile daraus erwachsen. In dem Bestreben, für solche kurzzeitige Strafen 
einen Ersatz zu finden, griff man u. a. auch nach dem Hilfsmittel der 
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beding;ten Yernrtdlimg.' *) Es wurde dagegen eiugewendet, die Ifangd* 
baftigkeit eines gewissen Straflnittels rechtfertige noch nichts Ton der 
Bestrafiing ttberhanpt ahzuseheD, wenn das eine Mittel schlecht sei, so 
beweise dies noch lange nidit die GQte des anderen.'*) Diesem Einwand 
wird gewiss niemand die Berechtigung absprechen kOnnen. Es wäre in der 
That eine unsureichende Begrfindong, wenn für die bedingte Yemrteilang 
nichts weiter anzufahren wftre, als dass die kurzzeitige Freiheitsstrafe nichts 
tauge, ohne der vorgeschlagenen Neuerang irgend welche positive YorzQge 
nachrtthmen zu können. Auch ist die Mangelhaftigkeit der kurzzeitigen 
Freiheitsstrafe wiiklirh nicht der einzige Grund, weltlier für den be- 
dingten Straferlass ins Feld geführt werden kann; sie ist aber der wich- 
tigste Grund, weshalb von ilir zuei-st die Kede sein soll. 

Dass die gerügten Mängel bestehen, kann nicht im Ernste bestritten 
werden. Wenn die Gutachten der preussischen Oberlandessferichte auf 
die Kiir Besseruntr des Gefängnis we.'iens in den Utzteu 20 Jahren aufge- 
wendeten Anstrengungen hinweisen, so nniss dagegen bei vollpr Aner- 
kennung dieser BestrebnnEren, die ancli seit Abfas.sung jeuer Gutachten 
nicht erlahmten, fr» ^a^n w ei den, dass mit all den bisher erzielten und 
künftig noch zu erreichenden Verbesserun !?en eiu vüllicr befriedigender 
^ustand kaum erreicht werden kann. Gelingt es voi allem nicht, die 
/ gemein.schaftliche Haft für kleinere Gefängnisse gänzlich und überall i^u 
beseitigen — und dies wird wohl stets am Kostenpunkte scheitern — 
so wird die Gefahr, welclie dem noch unverdorbenen erstmals Verurteilten 
ans den ^uammensein mit anderen Individuen erwftcbst, nicht m bannen 
sein. Die Gutachten meinen zwar, in den kleinen Gefängnissen jßbiden 
sich, weil sie nur zur Vollstreckung kurzer Strafen benatzt würden, 
schwerere Verbrecher nicht vor, die Insassen seien mit wenigen Aus- 
nahmen im Amtsgeriehtsbezirk wohnhafte Personen derselben Klassen, 
welche in der Freihdt die Umgebung der meisten Verurteilten gebildet 
hätten und die wenigen gefthrlichen Elemente, wdche sieh in solchen 
Geilingnissen finden, nämlich einzelne Untersuchnngsgefangene und Land- 
streicher, würden in der B^l von Mitgefangenen getrennt g^ialten. 
Allein, wie kann man denn im Emst behaupten, dass schwerere Ver- 
brecher niemals kurze Strafen zu erstehen hätten? Oder ist etwa ein 

17) C£. aaiueiitiich v. Liszt Zcitsrlir. f. <l. n. StrRW. IX S. 737 ff. 

18) Gt S. B. Dentscbe Joristenzeituug Jahrg. IV s. 242; Ötker, Zeitflchr. 178.670. 

19) S. Zeitachr. f. die ges. StrRWiM. Bd. X S. 670. 
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alter GewolinlieitsiHcb und Z?iclitliSiislpr, der zum ei-üleiuiial wegen 
eines uiibedcutt'inlen Heti iit,^s. t.'iiicr It.'iclitcii K'iirpervprletziiug, wegen Be- 
Icidiiniii^r t'ines GeniUuiiKni odtT wegen üt tttds eine kurze Freiheitsstrafe 
zu v.'rl)Ü5.i>en hat, seines Charakters als eines scliweren Verbrechers, der 
auf Mitgefangene einen iiblen Kinlluss ausüben kann, deshalb eutkleidet, 
weil seine diesmalige Tiuit kein schweres Verbrechen ist? Solche ge- 
föhrliche Subjekte werden «eh aber gar nickt selten in kleineren Ge- 
fängnissen mit besseren Elementen zusammenfinden ; eine Getrenntbaltung 
derselben und ebenso die Trennung der erstmals VenurteCten von Unter- 
snchungogefangenen nnd Landstreichern wird sich keineswegs immer 
durchführen lassen und wenn sie selbst „in der JRegeP möglich ist, so 
genügen schon die gewiss nicht allzu seltenen Ausnahmen, am die viel» 
fach betonten Gefahren der Gemeinschallshaft m begründen. Wenn 
femer auch die Insassen eines amts- oder landgerichtlichen Gefilngniases 
in der Freiheit Gelegenheit haben, miteinander zu yerkebren, so haben 
sie doch ebenso die Möglichkeit, einander auszuweichen nnd sicher wird 
das als Gewohnheitsverbrecher bekannte Individuum von allen anständigen 
Menschen der Gemeinde und des Gericlitsbezirks gemieden. Kommt aber 
♦'in im übrigen unbescholtener Mensch einmal wegen eines geringfügigen 
Vergehens in die l>age, mit dem Verbrecher auf meln eie Wochen eine 
Zelle des Gefängnisses teilen zn niüsson. so ist er dessen Einflüsterungen 
einfach preisi^en-ehen und w enn er diesen auch nicht zum Opfer fällt, so 
i<:t doch die C^ual. welche die erzwungene Duldung einer solehen Gesell- 
schaft mit sich brintrt, eiu Übel, welches über den Zwe< k der Strate weit 
hinausgeht. Aber selbst dann, wenn anstelle der Gemeinscliaftsliaft für 
alle zur Verbüssung kürzerer Freiheitsstrafen bestimmten Gefängnisse 
Kinzelhaft treten wüide — was ja wohl kaiiai je zu erwarten ist — 
würde doch Eines immer bleiben, was als schädlicher Einflnss der Ein- 
spermng anzusehen ist» insofern es für die auf künftige Wiederbegehung 
eines Beehtrinuchs gerichteten Gedanken des StrILflings den besten Nähr- 
boden schafft: der Mangel an Beschäftigung. Denn daran, dass überall 
im ganzen Reich aUe zu einigen Tagen oder Wochen verurteilten Ge- 
fangenen entspreehend mit Arbeit rersehen werden sollten, ist nicht zu 
denken. Wir dürfen also den Vollzug der kurzzeitigen Fi-eihdtsstrafe 
so Tollkommen als möglich gestalten, ihre Nachteile völlig zu beseitigen, 
werden wir nicht im stände sein. Natürlich kann uns diese Überzeugung 
nicht dazu führen, an die Stelle kurzer Freiheitsstrafen nun überall 
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liiiiLTt l e trett^n zu lass«Mi. etwa liir die g:eringsteu Veifehlimgen Sliaf- 
niiiiiina vuii drei udci' muh. mehr Monaten fest zusetzen. Denn weun wir 
auch den jregenwärtif^ üblichen Jfassstab für eine gerechte Vergeltung 
von YerletzuDgen der fieehtsordnuug nicht als einen nnabänderlich fest- 
stehenden betrachten wollen, so steht doch aosser allein Zweifel, dass 
unbedeutende Verfehlungen nur eine geringe Strafe nach sich ziehen 
kfinnen. Auch sonst sprechen noch genug wicht^ GrUnde gegen eine 
solche Erhöhung der gesetzlichen Strelrahnten. Um nur zwei dieser 
Grilnde hervoizuheben, sei darauf hingewiesen, dass die Kosten des Straf- 
vollzuges damit ins Ungemessene steigen würden, dass femer ein so ge- 
waltiges Anwachsen der Zahl von Insassen der grosseren Gefaogen- 
anstalten auch in Ikmu die Durchführung des Arbeitszwanges unmögUeh 
machen wttrde. Übrigens wäre es ja, was kaum zu erwälinen nötig, ver- 
fehlt, wenn etwa ansenonimen wüide, die berührten, mit der Kinsperrang 
eines noch nicht verdorlienen Individuums verbundenen Nachteile könnten 
in den Anstalten, welthe zur Ei-stchunj*- längerer Freiheitsstrafen be- 
stimmt sind, s^anz fern rfcltalten wt^rdeii. 1M> in den (i>ridi('*2'»'tüngnissen 
zu verbüssenden knrz/titiircn Straten bringen inu' ilif^c Nucliirile in be- 
sondt i s hohem Mai>i»c mit s>ich; dai'um ist hier vor allem Abhilfe zu 
sciialien. 

Verscliicdt'ur. auf Jüüalz dti kui/.zeitiiren Fn-iheitsstrafe abzielende 
Vorschläge sind iiiiii gemacht worden, Sehen wii zunächst von der be- 
dingten Verurteilung ab, so sind die vorgeschlagenen Mas.snahmen nicht 
geeignet^ die Freiheitsstrafe für leichtere Falle ganz zu ersetzen. Würden 
sie sämtlich Aufnahme in unser StGB, finden, also eine ausgedehntere 
Anwendung der Geldstrafe und des Verweises > orgesehen, Zwangsarbeit 
ohne Einsperrung und Fdedensbfirgschaft eingeführt u. s. f., so wttrde 
doclL - damit die kurzzeitige Freiheitsstrafe noch nicht aus der Welt ge- 
schafft. Nun wurde aber auch nnd zwar vorzugsweise die bedingte Ver- 
urteilung als ein solches Ersatzmittel bezeichnet, weil sie den Vollzug 
der Freiheitsstrafe unter gewissen Voiuussetzungen entbehrlich machen 
soll. Müssen wir nach den obigen Ausführungen sagen, dass der Vollzug 
einer nur nach Tagen oder Wochen bemessenen Freiheitsstrafe für ein 
noch unverdorbenes Wesen (und damit für die Gesellschaft, in welche 
der Verurteilte zurückkehrt) schwere Gefahren mit sich bringt, so ist 

20) Ob der bedhigt« Sttttferlasa aach unf Ffeiheit«»tr«feii von litng«rer Daner Aii- 
weudoBg finden mH, ist weiter unten za betpi«eben. 
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eine nach dem Prinzip der bediiiglen \ . riii reilung geiroiitue Kiiiriolitun«:. 
da sie solche Gefahren jedenfalls ferne halt, schon dann m begrüssen, 
■fteau sie sonst im grossen und ganzen den Straf/weckea nur nichi 
geringere Dienste leistet, als die Einsperrnng des Venirteilten. Die Be- 
antwortung^ der l' iage. ob dies der Fall sei, hängt znm Teil von der 
Form ab, in welcher sich die Einrichtung bei uns einbürgern soll; davon 
wild ftber erst unten die Rede sein. Doch Iftsst sich schon hier folgendes 
feststellen. Ein Institut wie das amerikanisch-englische place npon pro- 
bation wäre nach unseren Begriffen unannehmbar. Das deutsche Volk 
würde es nie verstehen, wenn eine That» welche objektiv und subjektiv 
die Merkmale einer strafbaren Handlung an sich ti'Sgtv zur gerichtlichen 
Verfolgung gar nicht kommen würde, sofern der Thäter später nicht noch 
eine weitere strafhaTe Handlang beginge. Unser RechtsgefÜhl verlangt 
jedenfalls, dass durch die Aburteilung des Thäters dessen Schuld fest- 
gestellt und die verdiente Strafe ausgesprochen werde, damit dem Thäter 
selbst und den Rechtsgenossen zum klaren Bewnsstsein komme, dass und 
in welchem Masse die Rechtsordnung eine Verletzung erfahren habe und 
da&s die Vollstreckung der Strafe mindestens unmittelbar drohe, wenn sie 
auch vielleicht aus besonderen Gründen ausnahmsweise nicht eintiitt. 
I^ies ist das wenigste, was wm Standpunkte einer gerechten \'ergeltnng 
aus zu fordern ist. Ob es ausreicht, um diesem Strafzwerke m dienen, 
werden wir spnter sehen. Hier ist nur zu untersuchen, nb ih-v Siiaferlas^ 
nach \\'olil\ (/i halten mit den Zwecken der ( iein-ral- und Sjipzialpraveiit inu 
sieh veiträi:!. Darauf muss sich eine Antwuri tin<leu lassen, nmg ntun 
nun diese Zwecke oder den einen oder den anderen derselben allein gelten 
lassen und den Verireltnnsrsiredankeu verwerfen oder einem oder dem 
anderen dieser Zwecke nebeu ilem Vergeltungszwecke Raum gestatten. 
Da kann es nun zunächst kaum zweifelhaft sein, dass der Besserungs- 
zweck durch bedingten Straferlasä eher als durch Einsperrung erreicht 
wird. Wenn, wie kaum bestritten werden kann, die Freiheitsstrafe eine 
bessernde Wirkung nur ausKuQben vermag, sofern beim Vollzog derselben 
unter Femhaltnng allcar schädlichen Etoflilsse dem Prinzip der Individua- 
lisiemng im weitesten Masse Rechnung getragen, durch Belehrung und 
Ermahnung auf den einzelnen eingewirkt, die Lust zur Arbeit geweckt 
und gesteigert wird, so ist gewiss der Vollzug einer kurzzeitigen Freiheits- 
strafe am wenigsten dazu angethan, eine Besserung des Verbrechers zu 
erzielen. Von den direkt schädlichen Faktoren war oben schon die Rede. 
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Positive Mittel zur Besserung felileii aber hier gänzlich. Selbst wenn 
nian die Gefangenen sämtlich beschältigen wollte, kann man sie doch in 
der knrzen Zeit zur Arbeit nicht erziehen ; Schulnnterricbt lässt sich hier 
nicht einfuhren ; die Beamten, welche diesen Gefängnissen rorstehen, sind 
in der Regel als Staatsanwälte oder Amtsrichter mit anderen Dimst- 
geschaften Überlastet, können sich also unmöglich einer hingebenden 
Fürsorge fttr die einzelnen Gefangenen widmen nnd das Unterpersonal 
entbehrt hierzu der erforderliehen Bildung. Die bessernde Wirkung der 
hnrzzeitigen Freiheilsstrafe ist also fUr die Regel gleich Noll. Wenn 
dagegen der erstmals Yeiurteilte mit dem Vollzüge der Strafe zunächst 
%'erscbont wird, so nimmt er in der Form der Verurteilung eine ernste 
und nachdraekliche AVainung und Mahnung mit auf den W^, er wei&s, 
dass es im wesentlichen von seinem Verhalten abhängt, ob er das ("bei 
der Strafverb&ssung erleiden soll oder nicht, es wird dies filr jeden über- 
haupt Besserungsfähigen ein mächtiger Spom sein, sich nunmelir eines 
gute?i Verhaltens zu befleissigen und wenn die Bewährungsfrist nicht zu 
kurz bemessen ist. wird sirli die g-nte Führung nicht auf diese Zeit be- 
schränken, die RpsxMiiiitr wivd anlialten. weil das Individuum etwaige 
böse Neigungi'ii allmäblicli al)srieitt, weil es an ein ordnungsgemässes 
Leben sich narli im«! nach {z-ewöhnt. znmal iliin die blosse Verurteilung 
in si'iiicni l-ortkonuiieii weit wenitiei' S(li\\icrii:k*_'itr!i bereitet, als ihm 
erwachsen winden, wenn er <lie stiafe liUlle ^ab.sity.en*' iniivseii. Die 
Besserung wii d liiei leichter eine nachhaltige, eine auf die Dauer wir- 
kende sein, als bei noch so rationellem Vollzusre einer Freiheitsstrafe; 
denn der Verurteilte steht nicht unter dem Zwange der (ieiängniszacht, 
mit welchem in der Regel zur Not eine rein fbnnale Besserung erreicht 
wird, er steht draussen im Leben, allen Anfechtungen nnd MUhseligkeiteti 
des Lebens gegenüber; Termag er hier eine geraume Zeit stand zu halten, 
80 besteht alle Aassicht, dass er es auch noch Ablauf der Bewährungs- 
frist vennCgen werde. Ähnlich wie mit der Besserung Terhalt es sich 
mit d^ SpezialpriTention dnrdi Abschreckung. Bis zn einem gewissen 
Grade wird schon die ganze Prozedur, welche der Verurteilung voraus- 
geht und diese begleitet, auf ein noch nicht verdorbenes Gemttt ab- 
schreckend wirken. Will man aber diesem Eintlusse weniger Bedeutung 
brimesson, so ist docli Eines sicher: die Verurteilung zur Strafe verwandelt 
die Möglichkeit, für einen Bruch der Eechtsordnung das Strafübel er- 
leiden zu mUssen, in Gewissheit Wird nun auch diese durch den Straf- 
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aufschiib suspeiuliert, so weiss docli der Verurteilt«' jetzt g-anz genau, was 
ilim droht, wenn er sich wieder gegen das Gesetz verfehlt ; bat er doch 
nicht nur abeiinalige, voraussichtlich härtere Bestrafung, sondein ttber- 
dies den Vollzug der aufgeschobenen Strafe zu gewärtigen. Soweit also 
die FttreM vor Strafe ttt»erhaapt wirkt, wird sie auch Met üire Wirkung 
nicht yeraagen. ünd hat die gute Fflhrung den Erlass der Strafe zur 
Folge, so wird d«r Yemrtdlte doch nicht leicht vergessen, was die ganze 
Zeit über drohend ttber seinem Haupte schwebte. Schwieriger freilich 
gestaltet sich die Beantwortung der Frage, ob bei »ner derartigen Ein- 
richtung nicht die Generalprirention zu kurz kommt Oft genug wurde 
von Gegnern der Neuerung eingewendet, sie werde es mit sich bringen, 
dass sich der Grundsatz: „einmal ist keinmal'* im Volke breit macht, da$s 
ans dem oftmaligen Straferlat» ein gewisser Reiz zum Verbrechen sich 
entwickeln könnt«. 80 ganz von der Hand zu weisen ist dieses Bedenken 
allerdings nicht. Zu der Hoftnung, nicht entdeckt zu werden, welche ja 
nicht selten die abschreckende Kraft der Strafgesetze schwächt, wird 
sich vielleicht hpi manchem flie Hott'minqf gesellen, im Falle der Ent- 
deckung bediiit^ten Strafaufscluili /u crlang-en und sich durch künftipres 
Wohlverhalteii .Stiatlosi^-kint zu verdienen.-') DocIi wird es immerhin 
zu den selteneren Ausnahmen gehören, dass eine .solche Erwiiguni? inner- 
halb der Keihe von ilotiven und Gegenniotiven eine ansschlasrtrebeude 
Rolle spielt. Freilich mahnt die Möglichkeit, dass dies doch der Fall 
sein könnte, zu weiser Mäs4;igung, d. i. dazu, den bedingten Straleilass 
nicht zur Regel werden zu lassen, sondern fiir enger begrenzte Ausuahms- 
fälle vorzubehalten, so dass niemand auf den Eintritt desselben rechnen 
kann. Geschi^t dies, so werden die Strafgesetze ihre Macht, die 
Allgemeinheit von Verbrechen abzuschrecken, nach wie vor behalten. 
Ob freilich auch die Anwendung dieser Gesetze geeignet ist, auf das 
Publikum abschreckend zu wirkeu, wenn bei erstmaliger Verurteilung 
die Vollstreckung der Strafe mit Aussicht auf Wegfall derselben aus- 
gesetzt wird, hftngt zum Teil wieder von der Form ab, in welcher die 
Anordnung der Aussetzung ergeht Darauf werde ich später zurück* 
kommen. 

21) W«u gemigt wnnte: w«r wiche ErwüRfnofFeu anstell«, d«r tei eben der b«- 

»Ungtcn Verurteil IUI vermnirc «rint r anti-uzi il' n H. •iinnnnir unwert 'Uker a.a.O. 
S. ö71), 80 ist damit für unsere Frage gar nichts gewuuucu. Wer »<icli einmal mi dea 
Eintritt des bedingtea Strftt«a{BcbiibB verlflsst, erwartet nfttttrlich okbt, dsse diese 
ThtttSAche dem Gericht« bekBimt werde. 
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Wir haben also das P^gtbiÜN dass der bt dinfrte Xaclilass der Straf- 
voUstreckunf? den so^. relativen Strafzweckeu /Ann Ttile ungefähr ebenso, 
zum Teile sogar weit besser gerecht wird, als der Vollzug der knra- 
seitigen Freiheitsstrafe, dessen positive Nachteile dabei vennieden werden. 
Es inuss daher prinzipiell die Einrichtnng als eine Yerbesserung unsn^r 
früheren Zustände angesehen werden, wenn die Form, in welcher sie 
bei uns erscheinen soll, eine solche ist, dass auch der gerechten Vergel- 
tung gehtthrend fiechnnng getragen wird. Unter eben dieser Voraus- 
setzung rechtfertigt sich die Aufnahme der Einrichtung aber selbst dann, 
wenn wir von den Mftngeln der kurzzeitigen Freiheitsstrafe ganz ab- 
sehen. Zwar l&sstsich diese Rechtfertigung nicht etwa mit Ötker*^) auf 
die Konstruktion eines Lobnrechtes statzen. Warum soll, um nur eines 
der m5glichen Bedenken dagejren anzuführen, der Staat gerade den- 
jenigen, der sich schon einmal gegen das Snafgesetz verfehlt hat, da- 
für, dass er es nicht norh einmal thut. belohnen? Warum nicht jeden, 
der sich der liechtsordnuug gemäss führt? Vielmehr versucht es der 
8taat in denjenigen Fällen, in welchen anzunehmen ist, da.ss ein mil- 
deres Strafmittel idie blossp Verui'tcilnno'^ dem Zwecke der Spezial- 
prävention geniigen werde, mit (licscni und er liisvt das srliiirfere Nüttel 
(den Vollzug der urteilsniässigen vStraie) uwr daim eintreten, wenn der 
\ erurteilte durcl» sein nachträgliches Verhalten beweist, ilass jene An- 
nahme eine irrige war. Der ^Staat zieht das niiMere Snafiriittel des- 
halb \ «jr, weil durch seine Anwendung Nachteile, die sie h leicht mit dem 
VuUzug einer Freilieit.s>tiafe verbinden, ohne daf.s der Strafzweck sie 
erfordert und welche nicht nur den Verurteilten selbst, sondern ausser- 
dem andere Personen und unmittelbar die ganze Gesellschaft treffen, 
vermieden werden. Zu diesen Nachteilen gehören freilich nicht die von 
Rören im Beichstage hervorgehobenen. Der peinliche, deprimierende, 
das Ehrgefühl verletzende Eindruck der Strafirollstreckung auf den Ver- 
urteilten ist ein im Wesen der Strafe überhaupt und insbesondere der 
Freiheitsstrafe liegendes Übel; wo sogar dieses ausser Verhältnis ander 
begangenen That stellt, muss eben die Freiheitsstrafe einec milderen 
Strafe ganz weichen. Wenn aber die Verbfissung einer Freiheitsstrafe, 
wie so vielfach, dazu fuhrt, ä&ss der Verurteilte in der sozialen Geltung 
tief sinkt und damit zugleich die Möglichkeit eines ihn und die Seinigen 



22) ZeitBchr. Bd. 17 S. £69. 
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luilii enden Erwerbe!» vielleicht liir alle Zukunft verliert, so dass er selbst 
über Gebahr leidet und zudem die I' amilie völlig schuldlos der Not und 
dem Verderben preisgegeben vird, hieraus aber attcb fftr die Gesellschaft 
die grOsste Gefahr erwächst, dann besteht wahrlich aller Anlass^ ein In- 
stitut zu begrfissen, wdches in einer Reihe von Fallen es ermöglicht, 
diese aberll&ssigen Folgen der Strafe hintanznhalten. 

Ob nun aber die obige Voraussetzung, dass bei Gewährung des be* 
dingten Straferlasses auch der Vergeltungszweck zu seinem Rechte 
komme, sich erfOllen lässt, ist noch zu untersuchen. 

Die Terbflndeten Regierungen selbst betrachten Avohl den durch 
die Verordnungen in den einzelnen Tlnndesstanten geschaffenen Znstand 
als einen des t'beiganges zur reiclisge.^etzlichen Rodung. Es soll 
durch die bei Ausführung diesei- Veronlnuiigen gemachten Erfahningen 
eine Grundlage für ein künftiges Keiclisgesetz gewonnen werden.-") Die 
Ordnung der Saclic durch Keiclisgesetz ist natürlit Ii unter allen Umstän- 
den dringend zu ^\ iin*chen. Sie ninss erfol^oii im Interesse der Ke^hts- 
einlitit. sowie d<--]iall>, Aveil Verordnungen, die von heute auf morgen 
aufgehoben werden kr>ini»M>, keine Garantie iür die Dauei" der Kinrich- 
tunj; bieten. Wenn es nun iibti' kurz, oder lang zum Erlas.s eines Reichs- 
gesetzes kommen soll, so fragt es sirli. ob dieses auf dem System der 
Verordnungen sich aulbauen oder sich mehr oder weniger das belgisch- 
französische System zum Muster nehmen .soll ; ob also auch künftig die 
Gewährung des Strafaufschubs in den Händen der obersten Justizver- 
waltung8beh9i'de liegen, der Straferlass aber ein Akt der Allerhöchsten 
Gnade sein soll oder ob das Gericht bei der Verurteilung den Aufschub 
der Vollstreckung anordnen und der Wegfall der Strafe unter gewissen 
Voraussetzungen kraft Gesetzes eintreten soll. 

Es wurde mehrfach schon **) hervorgehoben, dass die bedingte Ver- 
urteilung im Sinne des belgischen Systems oder die von der deutschen 
Landesgruppe der JRV. vorgeschlagene „Verurteilung mit bedingtem 
Strafvolbsng" mit dem Prinzip der gerechten Vergeltung, welches unser 
Strafgesetzbuch beherrsche, unvereinbar sei und dass solche Bestimmungen 
Ton unserer Gesetzgebung nur dann acceptiert werden dürften, wenn m 
iktet ganzen Gmndanfiassnng von Verbrechen und Strafen konform 

23) Cf. (lif oben S. 4 aiiarcführtc Bcmerkuug des Staatssi-kri'turs IT. Nii'hfvdiug. 

24) .So in^bes. von Birkraeyer, Diecklenb. Ztschr. Bd. XIV S. 160 ff. n. Zeitscbr. 
t d. g. StrRW. Bd. XVI S. 317. 
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wflren. Aut den Streit der Strafreclitstlieorieu kann hier uicüt einge- 
gangen werden. Dass aber mi^er positives Strafreclit vüm Vergeltungs- 
gedanken zur Zeit noch belierrscht wird, lä$5st sich nicht bestreiten. 
Wenn nun gesagt wurde, es genüge die 1)edingte Verurteilung der For- 
derang, dass auf das Verbrechen die Strafe folgen mflsse, dadurch, dass 
eben Verurteilung eintrete» weil diese allein schon ein Übel enthalte, so 
mnss dem entgegengehalten wwden, dass im allgemeinen doch erst die 
zum Vollzöge kommende Strafe als gerechte Vergeltung angesehen wird, 
femer, dass dem Strafanssprucb die ihm allerdings bis zu einem gewisseii 
Grade innewohnende sühnende, Tergeltende Kraft noch vailig entzogen 
wttrde, wenn ihn, sobald er zum erstoimal gegen eine Person eigebt, 
der Sprach begleiten würde^ es sei die Strafe vorerst nicht zu vollziehen. 
Würde nun vollends im Anschluss an das be]gis(;he Gesetz dem Ablauf 
der Bewährungsfrist ohne neue Bestrafung die Bedentang beigemessen, 
dass die Vt riu t* ilang als nicht gescliehen anzusehen sei, so wärde damit 
der letzte Schein von Vergeltung der Ü'belthat verschwinden. Aber 
selbst wenn in Anlehnung an das norwegische Gesetz bestimmt würdp. 
dass die Bewährung dns erlassene Urteil selbst nicht beseitige, sondern 
nur der \ erbiis-snnc: dei' Strafe gleichgeachtet weitle. so bliebe ininn-r 
noeli Eines bestehen, was mit der Verjreltuiifffjjdee nicht in Einklang zu 
bringen ist: dass das verurteilende Guricht selbst sozusag^en in einem 
Atemzuge mit dem Stralkusspruche bestimmen würde, es sni vorerst 
die von ihm als gerecht befundene Strafe nicht zu vullzielieii und 
dass es damit der Verurteilung ihren Ernst grösstenteils wieder nehmen 
würde. Man übersehe doch nicht, was darin liegt, wenn der Eichter 
sagt: „weil du dies gethan, hast du diese Strafe verdioit^ welche ieh 
hiermit über dich verhänge. Weil du aber bisher noch nicht einge- 
spei'rt warst, finde ich, dass die soeben von mir ansgesproch^e Strafe 
trotz ihrer Angemessenheit fftr dich eigentlich doch zu hart ist, du sollst 
sie also erst erleiden, wenn du k&nftig wieder eine Übelthat begehst" 
Will man daran festhalten, dass auch die Gewährung des Strafauf- 
schubs noch ein richterlicher Akt sei, dass der Richter damit seine Auf- 
gabe, Becht zu sprechen, nicht überschreite, so wird man nicht umbin 
können, in dieser kombinierten Entscheidung einen Widersprach zu finden: 
der Richter bekennt im zweiten Teile seines Spriiclis. dass er im eisten 
Teile ungerecht verfuhr. Die Strafe wird doch nicht verhängt, um auf 
dem i:*apier zu stehen, um etwa dem Schuldigen und der Allgemeinheit 
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